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Sachverhalt

In der Nacht vom 15. auf den 16.7.2016 versuchte eine 
Gruppe des türkischen Militärs, das demokratisch 
gewählte Parlament, die Regierung und den Präsiden-
ten zu stürzen. Dabei wurden mehr als 300 Menschen 
getötet und mehr als 2.500 verletzt. Die nationalen 
Behörden machten für den Putsch ein Netzwerk mit 
Verbindungen zu dem in die USA emigrierten Fetullah 
Gülen verantwortlich, der als Anführer einer Terroror-
ganisation gesehen wurde, die als »Gülenistische Ter-
rororganisation/Parallelstaatsstruktur« (FETÖ/PDY) 
bekannt war.

Am 20.7.2016 erklärte die Regierung für drei Monate 
den Ausnahmezustand, der später mehrfach verlängert 
wurde (zuletzt am 19.1.2018). Am 21.7.2016 benachrich-
tigte die Türkei den Generalsekretär des Europarats von 
einer Derogation der Konvention nach Art. 15 EMRK.

Beim Bf. handelt es sich um einen Wirtschaftsprofes-
sor und Journalisten. Vor dem versuchten Militärputsch 
vom 15.7.2016 präsentierte er eine politische Diskus-
sionssendung des Senders Can Erzincan TV, der infol-
ge des im Zusammenhang mit dem Notstand erlasse-
nen Dekrets Nr. 668 vom 27.7.2016 geschlossen wurde. 
Der Bf. war bekannt für seine kritischen Ansichten zur 
Regierungspolitik. Er wurde am 10.9.2016 im Zusam-
menhang mit einer strafrechtlichen Untersuchung fest-
genommen, weil er verdächtigt wurde, mit der FETÖ/
PDY in Verbindung zu stehen und sich an dem Putsch-
versuch beteiligt zu haben. Dabei wurde unter ande-
rem darauf verwiesen, er habe während einer Sendung 
auf  Can Erzincan TV Aussagen im Interesse der genann-

ten Organisation getätigt, um den Putsch vorzuberei-
ten, verfüge über ein Bankkonto bei der Asya-Bank (die 
angeblich Verbindungen zur FETÖ/PDY habe), habe 
durch die Unterstützung von Mitgliedern der Organi-
sation unzulässigerweise eine Strafverfolgung verhin-
dert und eine Eindollarnote mit einer »F.«-Seriennum-
mer (»F.« für »Fetullah«) besessen.  Er verblieb daraufhin 
zunächst zwölf Tage im Polizeigewahrsam, bevor am 
22.9.2016 die Untersuchungshaft über ihn verhängt 
wurde. Das Gericht berücksichtigte dabei den starken 
Verdacht gegen ihn und die Natur der angeblich verüb-
ten Straftaten. Zahlreiche Anträge des Bf. auf Entlassung 
aus der Haft wurden abgewiesen.

Am 14.4.2017 wurde der Bf. zusammen mit ande-
ren insbesondere wegen des versuchten gewaltsamen 
Umsturzes der verfassungsmäßigen Ordnung, der Gro-
ßen Türkischen Nationalversammlung und der Regie-
rung sowie der Begehung von Straftaten im Namen einer 
bewaffneten terroristischen Organisation – ohne deren 
Mitglied zu sein – vor dem Geschworenengericht Istan-
bul angeklagt und schließlich am 16.2.2018 zu lebens-
langer Haft verurteilt. Das innerstaatliche Strafverfah-
ren ist noch nicht abgeschlossen.

Der Bf. hatte bereits am 8.11.2016 eine Beschwerde an 
das Verfassungsgericht erhoben, da er sich durch seine 
Untersuchungshaft in seinen Rechten auf Freiheit sowie 
Meinungsäußerungs- und Pressefreiheit verletzt erach-
tete. Das Gericht erkannte mit Urteil vom 11.1.2018 eine 
Verletzung der genannten Rechte. Insbesondere konn-
te die Untersuchungshaft seiner Ansicht nach durch 
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keine ausreichend starken Verdachtsmomente gerecht-
fertigt werden, da die Verbindung des Bf. zur FETÖ/PDY 
bzw. zum Putschversuch von den Behörden nicht aus-
reichend plausibel gemacht worden wäre. Für die Aus-
übung der Meinungsäußerungs- und Pressefreiheit 
entstünde durch die Haft überdies eine abschrecken-
de Wirkung. Das Verfassungsgericht erkannte dem Bf. 
umgerechnet circa € 4.500,– für immateriellen Schaden 
zu. Da Letzterer sich zum Zeitpunkt der Entscheidung 
immer noch in Untersuchungshaft befand, entschied 
das Gericht, das Urteil an das Geschworenengericht 
Istanbul zu übermitteln, damit dieses »die notwendigen 
Handlungen« setzen konnte.

Das Geschworenengericht Istanbul verweigerte dem 
Bf. in der Folge allerdings mehrfach eine Entlassung aus 
der Untersuchungshaft. Insbesondere hielt es das Urteil 
des Verfassungsgerichts für unrechtmäßig und erachte-
te sich nicht als daran gebunden. 

Rechtsausführungen

Der Bf. behauptete eine Verletzung von Art. 5 Abs. 1 
EMRK (hier: Rechtmäßigkeit der Haft), da seine ursprüng-
liche Untersuchungshaft sowie deren Fortsetzung will-
kürlich gewesen wären. Daneben beschwerte er sich 
über eine Verletzung von Art. 5 Abs. 4 EMRK (Haftprü-
fung), weil sein fehlender Zugang zur Ermittlungsakte 
ihn daran gehindert hätte, die Anordnung seiner Unter-
suchungshaft wirksam anzufechten, und das Verfas-
sungsgericht zudem nicht ausreichend rasch über die 
Anfechtung entschieden hätte. Des Weiteren rügte er 
eine Verletzung von Art. 5 Abs. 5 EMRK (Recht auf Haft-
entschädigung) mit der Begründung, er habe keinen 
Zugang zu einem wirksamen Rechtsmittel gehabt, mit 
dem er Entschädigung für den von ihm durch seine 
Untersuchungshaft erlittenen Schaden erlangen hätte 
können. Schließlich beschwerte er sich über eine Ver-
letzung von Art. 10 EMRK (Meinungsäußerungsfreiheit) 
durch seine Inhaftierung.

I.  Einrede betreffend die Derogation durch die Türkei

(82) Die Regierung betonte zu Beginn, dass alle Rügen 
des Bf. unter gebührender Berücksichtigung der Dero-
gation geprüft werden müssten, die dem Generalsekre-
tär des Europarats am 21.7.2016 gemäß Art. 15 EMRK 
zur Kenntnis gebracht wurde.

(88) Es stellt sich damit die Frage, ob die in Art. 15 
EMRK festgesetzten Bedingungen zur Ausübung des 
außerordentlichen Derogationsrechts im vorliegenden 
Fall eingehalten wurden.

(89) Diesbezüglich bemerkt der GH zunächst, dass die 
Bekanntgabe der Derogation durch die Türkei [...] nicht 
explizit erwähnt, welche Artikel der Konvention den 

Gegenstand der Derogation bilden. Stattdessen kündigte 
sie lediglich an, dass »getroffene Maßnahmen eine Dero-
gation von den Verpflichtungen nach der Konvention mit 
sich bringen können«. Dennoch beobachtet der GH, dass 
keine der Parteien bestritten hat, dass die Benachrichti-
gung der Türkei das in Art. 15 Abs. 3 EMRK festgelegte 
Formalerfordernis erfüllte, nämlich den Generalsekretär 
des Europarats voll von den im Zuge der Derogation der 
Konvention gesetzten Maßnahmen und den Gründen 
dafür zu informieren. Daher ist er bereit zu akzeptieren, 
dass dem Formalerfordernis Genüge getan wurde.

(91) Der GH wiederholt, dass es jedem Vertragsstaat 
[...] obliegt zu entscheiden, ob das Leben [der Nation] 
durch einen »öffentlichen Notstand« bedroht ist und 
bejahendenfalls, wie weit es nötig ist zu gehen, um den 
Notstand zu bewältigen. [...] In diesem Bereich kommt 
den nationalen Behörden ein weiter Ermessensspiel-
raum zu. [...]

(92) Im vorliegenden Fall nimmt der GH die Positi-
on der Regierung zur Kenntnis, wonach der versuchte 
Militärputsch und seine Folgen eine ernste Gefahr für 
die demokratische Verfassungsordnung und die Men-
schenrechte bewirkten und dies eine ernste Bedrohung 
für das Leben der Nation iSd. Art. 15 EMRK darstellte. 
Der Bf. hat dieser Einschätzung nicht widersprochen.

(93) Der GH beobachtet, dass das Verfassungsgericht, 
das die Umstände, die zur Erklärung eines Ausnahmezu-
stands führten, untersuchte, zum Schluss kam, dass der 
versuchte Militärputsch eine ernste Bedrohung für das 
Leben und die Existenz der Nation bewirken würde. Im 
Lichte der Feststellungen des Verfassungsgerichts und 
all des weiteren ihm verfügbaren Materials erwägt der 
GH ebenso, dass der versuchte Militärputsch das Vor-
liegen eines »öffentlichen Notstands, der das Leben der 
Nation bedroht« iSd. Konvention offenbarte.

(94) Zur Frage, ob die im vorliegenden Fall gesetzten 
Maßnahmen im Hinblick auf die Lage unbedingt erfor-
derlich waren und im Einklang mit den sonstigen völ-
kerrechtlichen Verpflichtungen standen, erachtet es der 
GH für notwendig, die Rügen des Bf. in der Sache zu prü-
fen [...].

II. Zu den Einreden der Regierung

(95) Die Regierung erhob zwei Einreden wegen des Ver-
säumnisses, den innerstaatlichen Instanzenzug zu 
erschöpfen.

1.  Einrede wegen Nichterhebung einer 
Entschädigungsklage

(96) Im Hinblick auf die Rügen des Bf. unter Art. 5 EMRK 
betreffend die Rechtmäßigkeit und Dauer seiner Anhal-
tung in Polizeigewahrsam und die Rechtmäßigkeit sei-
ner Untersuchungshaft hielt die Regierung fest, dass für 
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ihn eine Entschädigungsklage nach Art. 141 Abs. 1 lit. a 
und d StPO zur Verfügung gestanden wäre. [...]

(98) Was zunächst die Rüge betreffend die Rechtmä-
ßigkeit und Dauer der Haft des Bf. in Polizeigewahrsam 
angeht, beobachtet der GH, dass das türkische Rechts-
system diesbezüglich zwei Rechtsbehelfe zur Verfügung 
stellt, nämlich einen Einspruch mit dem Ziel der Sicher-
stellung der Entlassung aus der Haft (Art. 91 Abs. 5 StPO) 
und eine Entschädigungsklage gegen den Staat (Art. 141 
Abs. 1 lit. a StPO). [...] Am 10.9.2016 erhob der Bf. einen 
Einspruch, mit dem er um Entlassung aus dem Polizei-
gewahrsam ersuchte, der jedoch [...] am 12.9.2016 abge-
wiesen wurde. [...] Was die Möglichkeit der Erhebung 
einer Entschädigungsklage [...] anbelangt, bemerkt der 
GH, dass es das nach der Erklärung des Notstands ange-
nommene Notstandsdekret Nr. 667 erlaubte, dass Ein-
zelpersonen für bis zu dreißig Tage in Polizeigewahr-
sam behalten wurden [...]. Unter diesen Umständen hat 
der GH unter Rücksicht auf den Wortlaut der einschlä-
gigen Bestimmungen keine Zweifel im Hinblick auf die 
Wirksamkeit des Rechtsmittels nach Art. 141 Abs. 1 lit. a 
StPO, da die Periode der Anhaltung des Bf. in Polizeige-
wahrsam die von Art. 6 Abs.  lit. a des Notstandsdekrets 
in seiner damaligen Fassung vorgesehene Maximaldau-
er nicht überschritten zu haben scheint.

(99) Der GH wiederholt jedoch, dass dann, wenn Zwei-
fel an der Wirksamkeit und Erfolgsaussicht eines Rechts-
mittels bestehen – wie der Bf. in diesem Fall behauptet – 
das fragliche Rechtsmittel verwendet werden muss.

(101) [...] Er erwägt, dass der Bf. im Hinblick auf seine 
Beschwerde betreffend die Rechtmäßigkeit und Dauer 
seiner Anhaltung in Polizeigewahrsam vor den inner-
staatlichen Gerichten eine Klage nach Art. 141 Abs. 1 
StPO erheben musste, dies aber nicht tat. Er gibt der Ein-
rede der Regierung daher statt und weist diese Rüge [...] 
wegen Nichterschöpfung des innerstaatlichen Instan-
zenzugs zurück.

(103) Was die Rügen des Bf. betreffend seine [...] 
Untersuchungshaft angeht, wiederholt der GH, dass ein 
Rechtsbehelf – damit er als wirksam angesehen werden 
kann – im Hinblick auf die Rechtmäßigkeit einer andau-
ernden Freiheitsentziehung eine Aussicht auf Entlas-
sung bieten muss. Das in Art. 141 StPO vorgesehene 
Rechtsmittel ist jedoch nicht geeignet, um die Freiheits-
entziehung des Bf. zu beenden.

(104) Der GH kommt daher zum Schluss, dass die in 
dieser Hinsicht von der Regierung erhobene Einrede 
zurückgewiesen werden muss.

2.  Einrede wegen Nichterhebung einer Beschwerde 
an das Verfassungsgericht

(108) Der GH beobachtet, dass der Bf. am 8.11.2016 eine 
Individualbeschwerde an das Verfassungsgericht erhob, 
das am 11.1.2018 in der Sache urteilte.

(109) Daher weist der GH auch diese Einrede der 
Regierung zurück. 

III.  Zur behaupteten Verletzung von Art. 5 Abs. 1 
EMRK

(110) Der Bf. rügte, dass seine ursprüngliche Untersu-
chungshaft sowie deren Fortsetzung willkürlich gewesen 
wären. Insbesondere hätte es keine Beweise für einen 
begründeten Verdacht gegeben, er habe eine Straftat 
begangen, die seine Untersuchungshaft erforderte. Er 
rügte ebenso, dass die gerichtlichen Entscheidungen zur 
Anordnung und Ausweitung seiner Haft unzureichend 
begründet gewesen wären. Die Umstände, auf welche 
die Verdachtsmomente gegen ihn gestützt worden seien, 
stünden in Verbindung mit seiner Kritik an den Anfüh-
rern des Landes. Zudem sei er trotz der Feststellung 
einer Verletzung seines Rechts auf Freiheit und Sicher-
heit durch das Verfassungsgericht in dessen Urteil vom 
11.1.2018 in Untersuchungshaft behalten worden. [...]

1. Zulässigkeit

(120) Der im vorliegenden Fall zu berücksichtigen-
de Zeitraum begann am 22.9.2016, als der Bf. in Unter-
suchungshaft genommen wurde, und endete am 
16.2.2018, als er vom [...] Geschworenengericht Istanbul 
verurteilt wurde. Ab diesem Datum war seine Freiheits-
entziehung durch Art. 5 Abs. 1 lit. a EMRK gedeckt und 
fällt aus dem Bereich dieser Beschwerde heraus. [...]

(121) Der GH hält fest, dass diese Rüge nicht offen-
sichtlich unbegründet [...] und auch aus keinem ande-
ren Grund unzulässig ist. Sie muss daher für zulässig 
erklärt werden (mehrheitlich; abweichendes Sondervo-
tum von Richter Ergül).

2. In der Sache

(129) Der GH beobachtet, dass vom Verfassungsgericht 
festgestellt wurde, dass der Bf. in Verstoß gegen Art. 19 
[...] der Verfassung [Recht auf Freiheit und Sicherheit der 
Person] in Untersuchungshaft genommen und behalten 
wurde [...]. Diese Schlussfolgerung läuft im Wesentli-
chen auf eine Anerkennung hinaus, dass seine Freiheits-
entziehung Art. 5 Abs. 1 EMRK verletzte. Unter den spe-
ziellen Umständen des vorliegenden Falles stimmt der 
GH den Feststellungen zu, die das Verfassungsgericht 
nach einer gründlichen Untersuchung getroffen hat.

(130) Die Prüfung des GH wird sich daher darauf 
beschränken zu beurteilen, ob die nationalen Behör-
den eine angemessene und ausreichende Wiedergut-
machung für die festgestellte Verletzung gewährten und 
ob sie ihre Verpflichtungen unter Art. 5 EMRK erfüllten. 
In diesem Zusammenhang beobachtet der GH, dass das 
[...] Geschworenengericht Istanbul sich trotz der Fest-
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stellung einer Verletzung von Art. 19 Abs. 3 der Verfas-
sung durch das Verfassungsgericht weigerte, den Bf. zu 
entlassen, als es in erster Instanz über seinen Antrag auf 
Freilassung entschied. [...]

(131) Der GH bemerkt, dass die Verfassung und das 
Gesetz Nr. 6216 dem Verfassungsgericht die Zuständig-
keit verleihen, nach der Erschöpfung der gewöhnlichen 
Rechtsmittel Beschwerden von Individuen zu prüfen, 
die behaupten, in ihren durch die Verfassung und die 
Konvention und deren Protokolle geschützten Grund-
rechten und -freiheiten verletzt worden zu sein.

(132) Der GH hält fest, dass er das Rechtsmittel einer 
Beschwerde an das Verfassungsgericht bereits unter 
Art. 5 EMRK untersucht hat, insbesondere im Fall 
Koçintar/TR (ZE). [...] Darin stellte er fest, dass das ihm 
zur Verfügung stehende Material nicht nahelegte, dass 
eine Individualbeschwerde an das Verfassungsgericht 
nicht geeignet war, um eine angemessene Wiedergut-
machung für die Rüge des Bf. unter Art. 5 EMRK zu bie-
ten, oder keine angemessene Erfolgsaussicht bot. [...]

(133) [...] [Im vorliegenden Fall] wies das [...] Geschwo-
renengericht Istanbul nach der Veröffentlichung des 
Urteils des Verfassungsgerichts im Amtsblatt [...] den 
Antrag des Bf. ab [...] [und] ordnete die Fortdauer seiner 
Haft an.

(134) [...] Der GH ist daher dazu aufgerufen zu prüfen, 
inwieweit diese Situation auf innerstaatlicher Ebene 
eine Bedeutung für seine eigene Beurteilung der Rüge 
des Bf. unter Art. 5 Abs. 1 EMRK hat.

(135) Nach türkischem Recht wird die Untersuchungs-
haft hauptsächlich durch Art. 19 der Verfassung und 
Art. 100 StPO geregelt. Die Prüfung des Verfassungsge-
richts erfolgt dabei im Wesentlichen vom Standpunkt 
des Art. 19 der Verfassung, jene der Strafgerichte [...] pri-
mär mit Blick auf Art. 100 StPO. Die Gründe im Urteil 
des Verfassungsgerichts und der Entscheidung des [...] 
Geschworenengerichts legen nahe, dass die von diesen 
beiden Gerichten angewendeten Kriterien nebeneinan-
der bestehen, insbesondere, was das Ermessen betrifft, 
die Beweise in der Akte zu beurteilen. [...]

(138) Der EGMR hat bereits in seiner Entscheidung 
Uzun/TR festgestellt, dass die türkische Gesetzgebung 
ihre Absicht gezeigt hat, das Verfassungsgericht mit der 
Zuständigkeit zu betrauen, Verletzungen von Konventi-
onsbestimmungen festzustellen, sowie mit angemesse-
nen Befugnissen zur Gewährleistung von Wiedergutma-
chung für solche Verletzungen. Zudem prüfte der GH im 
Hinblick auf Beschwerden unter Art. 5 EMRK in Koçintar/
TR die Natur und die Wirkungen von Entscheidungen 
des Verfassungsgerichts [...]. Art. 153 Abs. 1 der Verfas-
sung sieht vor, dass die Urteile des Verfassungsgerichts 
»endgültig« sind. Zudem sind Entscheidungen des Ver-
fassungsgerichts, wie der GH in Koçintar/TR festgehalten 
hat, gemäß Art. 153 Abs. 6 für die gesetzgebenden, voll-
ziehenden und gerichtlichen Organe bindend [...]. Nach 

Ansicht des GH ist es daher klar, dass das Verfassungsge-
richt einen integralen Teil der Justiz innerhalb der verfas-
sungsmäßigen Struktur der Türkei bildet und dass [...] es 
eine bedeutende Rolle beim Schutz des Rechts auf Frei-
heit und Sicherheit nach Art. 19 der Verfassung und Art. 5 
EMRK spielt, indem es einen wirksamen Rechtsbehelf 
für während Strafverfahren inhaftierte Individuen bot.

(139) Auf dieser Grundlage und insbesondere unter 
Berücksichtigung der Argumente der Regierung betref-
fend die Wirksamkeit einer Individualbeschwerde an 
das Verfassungsgericht im Hinblick auf Art. 5 EMRK 
hält der GH fest, dass die vom [...] Geschworenenge-
richt Istanbul für die Abweisung des Antrags auf Entlas-
sung des Bf. – die nach einem »endgültigen« und »bin-
denden« Urteil durch die höchste verfassungsrechtliche 
gerichtliche Autorität erfolgte – angeführten Gründe 
nicht die Voraussetzungen von Art. 5 Abs. 1 EMRK erfüll-
ten. Wenn ein anderes Gericht die einem Verfassungsge-
richt verliehenen Befugnisse, endgültige und bindende 
Urteile über Individualbeschwerden zu fällen, in Zwei-
fel zieht, widerspricht das den grundlegenden Prinzipi-
en der Rechtsstaatlichkeit und Rechtssicherheit. Der GH 
wiederholt, dass diese Grundsätze, die dem durch Art. 5 
EMRK gewährten Schutz immanent sind, die Eckpfei-
ler der Garantien gegen Willkür sind. Obwohl das Ver-
fassungsgericht dem Geschworenengericht sein Urteil 
übermittelte, damit dieses die »notwendigen Handlun-
gen« setzen konnte, widersetzte sich dieses Ersterem, 
indem es sich weigerte, den Bf. zu entlassen. Das hat 
zur Folge, dass die vom Verfassungsgericht festgestell-
te Verletzung nicht wiedergutgemacht wurde. Der GH 
hat bereits festgehalten (Rn. 129), dass er die vom Ver-
fassungsgericht in seinem Urteil vom 11.1.2018 im Hin-
blick auf den Zeitraum der Untersuchungshaft bis zum 
Datum dieses Urteils getroffenen Feststellungen unter-
stützt. Er beobachtet, dass die Akte keine neuen Grün-
de oder Beweise enthüllt, die zeigen würden, dass sich 
die Basis für die Haft nach dem Urteil des Verfassungs-
gerichts geändert hat. Insbesondere hat die Regie-
rung nicht gezeigt, dass die dem [...] Geschworenen-
gericht Istanbul angeblich vorliegenden Beweise, die 
den starken Verdacht gegen den Bf. rechtfertigen wür-
den, tatsächlich in irgendeiner Weise von den Beweisen 
verschieden gewesen wären, welche das Verfassungsge-
richt untersuchte. Daher befindet der GH, dass die fort-
dauernde Untersuchungshaft des Bf., nachdem das Ver-
fassungsgericht sein klares und eindeutiges Urteil zur 
Feststellung einer Verletzung von Art. 19 Abs. 3 der Ver-
fassung erlassen hatte, nicht als »rechtmäßig« ange-
sehen werden kann und nicht »auf die gesetzlich vor-
geschriebene Weise« erfolgte, so wie es das Recht auf 
Freiheit und Sicherheit vorsieht.

(140) Betreffend die Derogation durch die Türkei 
nimmt der GH die Feststellungen des Verfassungsgerichts 
zur Anwendbarkeit von Art. 15 der türkischen Verfassung 



5

Österreichisches Institut für Menschenrechte  © Jan Sramek Verlag

Mehmet Hasan Altan gg. die TürkeiNLMR 2/2018-EGMR

[Aussetzung des Gebrauchs der Grundrechte und -frei-
heiten] zur Kenntnis, wonach die Garantien des Rechts 
auf Freiheit und Sicherheit bedeutungslos wären, wenn 
akzeptiert werden würde, Personen ohne starke Beweise, 
dass sie eine Straftat begangen haben, in Untersuchungs-
haft zu nehmen [...]. Demgemäß stellte es fest, dass die 
Freiheitsentziehung des Bf. zu den strikten Erfordernis-
sen der Situation unverhältnismäßig war. Dieser Schluss 
ist auch für die Prüfung des GH gültig. Betreffend Art. 15 
EMRK und die Derogation durch die Türkei erwägt der 
GH [...], dass Untersuchungshaft, die nicht »rechtmäßig« 
ist und nicht »auf die gesetzlich vorgeschriebene Weise« 
erfolgte, weil es an einem angemessenen Verdacht fehl-
te, nicht als strikt durch die Situation erforderlich angese-
hen werden kann. In diesem Zusammenhang merkt der 
GH an, dass die Regierung ihm keine Beweise vorgelegt 
hat, die ihn überzeugen könnten, von der Schlussfolge-
rung des Verfassungsgerichts abzugehen.

(141) Angesichts des Vorgesagten erfolgte im vorlie-
genden Fall eine Verletzung von Art. 5 Abs. 1 EMRK (6:1 
Stimmen; abweichendes Sondervotum von Richter Ergül).

(142) Der GH betont, dass die fortdauernde Anhal-
tung des Bf. aufgrund von Entscheidungen durch das 
[...] Geschworenengericht Istanbul auch noch nach dem 
Urteil des Verfassungsgerichts ernste Zweifel betref-
fend die Wirksamkeit des Rechtsmittels einer Individu-
albeschwerde an das Verfassungsgericht im Hinblick auf 
Fälle von Untersuchungshaft aufwirft. Wie die Dinge lie-
gen, wird der GH jedoch nicht von seiner früheren Fest-
stellung abgehen, dass das Recht auf die Erhebung einer 
Individualbeschwerde an das Verfassungsgericht im Hin-
blick auf Rügen von Personen, denen die Freiheit entzo-
gen wurde, [...] ein wirksames Rechtsmittel darstellt. Er 
behält sich allerdings das Recht vor, die Wirksamkeit des 
Systems von Individualbeschwerden an das Verfassungs-
gericht für Beschwerden unter Art. 5 EMRK zu untersu-
chen, vor allem im Hinblick auf weitere Entwicklungen 
in der Rechtsprechung der erstinstanzlichen Gerichte – 
besonders der Geschworenengerichte – zur Autorität von 
Urteilen des Verfassungsgerichts. Diesbezüglich wird es 
bei der Regierung liegen zu beweisen, dass dieses Rechts-
mittel in Theorie und Praxis wirksam ist.

(143) Angesichts seiner Feststellungen unter Art. 5 
Abs. 1 EMRK zur Rüge des Bf. wegen des Fehlens eines 
angemessenen Verdachts, eine Straftat begangen zu 
haben, erwägt der GH, dass es nicht notwendig ist zu 
prüfen, ob die Behörden ihn aus Gründen in Haft behal-
ten haben, die als »stichhaltig« und »ausreichend« ange-
sehen werden konnten, um seine anfängliche und 
fortdauernde Untersuchungshaft zu rechtfertigen (ein-
stimmig).

IV.  Zur behaupteten Verletzung von Art. 5 Abs. 4 EMRK 
wegen des fehlenden Zugangs zur Er mittlungsakte

(147) Der GH beobachtet, dass der Staatsanwalt von 
Istanbul an einem unbekannten Datum auf Basis 
von Art. 3 Abs. 1 (I) des Dekrets Nr. 668 entschied, den 
Zugang der Verdächtigen und ihrer Anwälte zur Unter-
suchungsakte einzuschränken.

(148) Er bemerkt [...], dass die Anordnungen für die 
ursprüngliche Untersuchungshaft und deren Fortdauer 
hauptsächlich auf die folgenden Beweise gegen [den Bf.] 
gestützt waren: zwei Artikel, die er geschrieben hatte; 
Kommentare, die er während der Fernsehsendung vom 
14.7.2016 abgegeben hatte; den Umstand, dass er ein 
Konto bei der Asya-Bank hatte; den Vorwurf, dass er 
durch die Unterstützung von Mitgliedern der nationa-
len Polizei, die verdächtigt wurden, der FETÖ/PDY anzu-
gehören, eine strafrechtliche Ermittlung vereitelt hätte; 
und die Beschlagnahme eines amerikanischen Eindol-
larscheins mit einer »F«-Seriennummer.

(149) In diesem Zusammenhang beobachtet der GH, 
dass zunächst die Polizei, dann der Staatsanwalt und 
letztlich der Richter dem Bf., der von seinen Anwälten 
unterstützt wurde, detaillierte Fragen über all die oben 
genannten Beweise stellten und dass der Inhalt der Fra-
gen in den relevanten Aufzeichnungen wiedergegeben 
wurde. [...] Der Bf. besaß daher – obwohl er kein unbe-
grenztes Recht auf Zugang zum Beweismaterial hatte – 
ausreichendes Wissen vom Inhalt der Beweise, welche 
die Grundlage für seine Untersuchungshaft bildeten, und 
hatte deshalb die Gelegenheit, die zur Rechtfertigung der 
Haft angeführten Gründe angemessen anzufechten.

(150) Daraus folgt, dass diese Rüge offensichtlich 
unbegründet und daher [...] [als unzulässig] zurückzu-
weisen ist (einstimmig).

V.  Zur behaupteten Verletzung von Art. 5 Abs. 4 
EMRK wegen der fehlenden Raschheit der 
Überprüfung durch das Verfassungsgericht

(159) Der GH wiederholt, dass er bereits festgestellt hat, 
dass Art. 5 Abs. 4 EMRK auf Verfahren vor innerstaatli-
chen Verfassungsgerichten anwendbar ist. Angesichts 
der Zuständigkeit des türkischen Verfassungsgerichts 
kommt er daher zum Schluss, dass Art. 5 Abs. 4 EMRK 
auch auf Verfahren vor diesem zur Anwendung gelangt.

(160) Der GH hält weiters fest, dass diese Rüge nicht 
offensichtlich unbegründet [...] und auch aus keinem 
anderen Grund unzulässig ist. Sie muss daher für zuläs-
sig erklärt werden (mehrheitlich; abweichendes Sonder-
votum von Richter Ergül).
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(163) Um zu bestimmen, ob dem Erfordernis einer 
»raschen« Entscheidung entsprochen wurde, ist es nötig, 
eine Gesamtbeurteilung vorzunehmen, wenn das Ver-
fahren vor mehr als einer gerichtlichen Instanz geführt 
wurde. Wurden die ursprüngliche Haftanordnung oder 
folgende Haftanordnungen zur weiteren Anhaltung von 
einem Gericht (das bedeutet von einem unabhängigen 
und unparteiischen richterlichen Organ) in einem Ver-
fahren verhängt, das angemessene Garantien eines fai-
ren Verfahrens bot, und bietet das innerstaatliche Recht 
ein Berufungssystem, ist der GH bereit, in Verfahren 
vor einem zweitinstanzlichen Gericht längere Über-
prüfungsperioden zu akzeptieren. Diese Überlegun-
gen finden a fortiori auf Rügen unter Art. 5 Abs. 4 EMRK 
betreffend Verfahren vor Verfassungsgerichten Anwen-
dung, die getrennt von den Verfahren vor den ordentli-
chen Gerichten erfolgten. In diesem Zusammenhang 
bemerkt der GH, dass Verfahren vor Verfassungsgerich-
ten wie dem türkischen Verfassungsgericht eine spe-
zielle Natur haben. Zugegebenermaßen überprüft das 
Verfassungsgericht die Rechtmäßigkeit der [...] Unter-
suchungshaft eines Bf. Dabei handelt es aber nicht als 
ein Organ vierter Instanz, sondern entscheidet lediglich, 
ob die Entscheidungen, welche die [...] Haft anordneten, 
mit der Verfassung in Einklang standen.

(164) Im vorliegenden Fall beobachtet der GH, dass 
der Bf. am 8.11.2016 eine Beschwerde an das Verfas-
sungsgericht erhob und dessen endgültiges Urteil am 
11.1.2018 erging. Die zu berücksichtigende Zeitspanne 
betrug daher vierzehn Monate und drei Tage.

(165) Der GH hält fest, dass im türkischen Rechts-
system jeder Untersuchungshäftling in jedem Verfah-
rensstadium um Entlassung ansuchen und einen Ein-
spruch erheben kann, wenn der Antrag zurückgewiesen 
wird. Im vorliegenden Fall stellte der Bf. mehrere solche 
Anträge, die im Einklang mit dem »Raschheits«-Erfor-
dernis geprüft wurden. Zudem wird die Haft eines Ver-
dächtigen in regulären Intervallen von nicht mehr als 
dreißig Tagen automatisch überprüft. In einem derar-
tigen System kann der GH längere Überprüfungsperio-
den durch das Verfassungsgericht tolerieren. Wenn eine 
Haft oder deren Fortsetzung von einem Gericht in einem 
Verfahren angeordnet wurde, das angemessene Garanti-
en eines fairen Verfahrens bot, sind die folgenden Ver-
fahren weniger mit Willkür befasst, sondern gewähren 
primär auf Basis einer Beurteilung der Angemessen-
heit der weiteren Haft zusätzliche Garantien. Dennoch 
kann auch im Lichte dieser Prinzipien unter normalen 
Umständen eine Periode von vierzehn Monaten und drei 
Tagen nicht als »rasch« angesehen werden. Die vom Bf. 
im vorliegenden Fall an das Verfassungsgericht heran-
getragene Beschwerde war dennoch komplex. Es han-
delte sich um einen der ersten einer Reihe von Fällen, 
die neue und komplizierte Fragen betreffend die Rech-
te auf Freiheit und Sicherheit und Meinungsäußerungs-

freiheit unter dem Ausnahmezustand nach dem ver-
suchten Militärputsch aufwarfen. Zudem bemerkt der 
GH unter Berücksichtigung der Arbeitsbelastung des 
Verfassungsgerichts nach der Erklärung des Ausnahme-
zustands, dass dies eine außergewöhnliche Situation ist.

(167) Obwohl die Dauer von vierzehn Monaten 
und drei Tagen vor dem Verfassungsgericht in einem 
gewöhnlichen Rahmen nicht als »rasch« beurteilt wer-
den könnte, erfolgte angesichts des Vorgesagten unter 
den besonderen Umständen des Falles keine Verletzung 
von Art. 5 Abs. 4 EMRK (einstimmig).

VI.  Zur behaupteten Verletzung von Art. 5 Abs. 5 
EMRK

(172) Der GH wiederholt, dass das Recht auf Entschädi-
gung nach Art. 5 Abs. 5 EMRK voraussetzt, dass entwe-
der durch eine innerstaatliche Instanz oder durch die 
Konventionseinrichtungen eine Verletzung eines der 
anderen Absätze dieses Artikels festgestellt wurde. [...]

(173) Soweit diese Rüge Art. 5 Abs. 4 EMRK betrifft, 
befindet der GH, dass sie angesichts der Nichtfeststel-
lung einer Verletzung dieser Bestimmung [...] (Rn. 144-
167 oben) [...] ratione materiae mit den Bestimmungen 
der Konvention unvereinbar ist und [als unzulässig] 
zurückgewiesen werden muss (einstimmig).

(174) Der GH hat bereits eine Verletzung von Art. 5 
Abs. 1 EMRK festgestellt. Im Hinblick auf die Möglich-
keit der Beanspruchung einer Entschädigung für diese 
Verletzung bemerkt er, dass Art. 141 StPO nicht speziell 
eine Entschädigungsklage für Schäden vorsieht, die von 
einer Person in Folge des Fehlens eines hinreichenden 
Verdachts, dass sie eine Straftat begangen hat, erlitten 
wurden. In diesem Zusammenhang hat die Regierung 
es verabsäumt, gerichtliche Entscheidungen betreffend 
die Zuerkennung einer Entschädigung auf Basis dieser 
Bestimmung der StPO an jemanden in einer ähnlichen 
Position wie der Bf. vorzulegen.

(175) Der GH bemerkt jedoch, dass dem Bf. vom Verfas-
sungsgericht [...] eine Entschädigung zuerkannt wurde. 
Er  wiederholt, dass Art. 5 Abs. 5 EMRK kein Recht auf 
einen speziellen Entschädigungsbetrag gewährt, solan-
ge die Summe nicht lächerlich oder völlig unverhältnis-
mäßig ist oder beträchtlich niedriger als das, was der GH 
im Falle einer ähnlichen Verletzung zuerkennen würde.

(176) [...] Im vorliegenden Fall beobachtet der GH, dass 
der Bf. ein Rechtsmittel hatte, mit dem er eine Entschä-
digung erlangen konnte, und das Verfassungsgericht 
ihm TRY 20.000,– (ungefähr € 4.500,–) für die von ihm 
festgestellten Verletzungen zusprach. Unter Berücksich-
tigung seiner eigenen Praxis kann der GH nicht feststel-
len, dass dieser Betrag – wenn er auch niedriger ist, als 
das, was der GH selbst zuerkannt hätte – als völlig unver-
hältnismäßig angesehen werden kann.
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(177) Daraus folgt, dass dieser Teil der Beschwerde 
offensichtlich unbegründet und daher [...] [als unzuläs-
sig] zurückzuweisen ist (einstimmig).

VII. Zur behaupteten Verletzung von Art. 10 EMRK

1. Zulässigkeit

(194) Im Hinblick auf die Einrede der Regierung, der Bf. 
habe den innerstaatlichen Instanzenzug nicht erschöpft, 
weil das Strafverfahren gegen ihn vor den nationalen 
Gerichten immer noch im Gang wäre, erwägt der GH, 
dass der Einwand Fragen aufwirft, die eng mit der Prü-
fung verbunden sind, ob ein Eingriff in die Ausübung 
des Rechts auf Meinungsäußerungsfreiheit durch den 
Bf. erfolgte [...]. Der GH wird diese Frage daher im Rah-
men seiner Prüfung in der Sache behandeln (mehrheit-
lich; abweichendes Sondervotum von Richter Ergül).

(195) Im vorliegenden Fall beobachtet der GH, dass 
das Verfassungsgericht wegen der [...] Haft des Bf. Verlet-
zungen [...] der türkischen Verfassung feststellte und ihm 
als Wiedergutmachung dafür eine Entschädigung zuer-
kannte. Trotz des Urteils des Verfassungsgerichts wies 
das zuständige Geschworenengericht jedoch den Antrag 
des Bf. auf Freilassung zurück. Daher bot das Urteil dem 
Bf. keine angemessene und ausreichende Wiedergutma-
chung und beraubte ihn nicht seines Opferstatus.

(196) Des Weiteren ist diese Rüge nicht offensichtlich 
unbegründet [...] und nicht aus anderen Gründen unzu-
lässig. Sie muss daher für zulässig erklärt werden (mehr-
heitlich; abweichendes Sondervotum von Richter Ergül).

2. In der Sache

a. Vorliegen eines Eingriffs

(198) [...] Der GH hält fest, dass der Bf. für etwa ein Jahr 
und fünf Monate in Untersuchungshaft behalten wurde.

(199) Der GH bemerkt ebenso, dass das Verfassungs-
gericht in seinem Urteil vom 11.1.2018 festgehalten hat, 
die Haft des Bf. wegen seiner Artikel und Äußerungen 
stelle einen Eingriff in die Ausübung seines Rechts auf 
Meinungsäußerungs- und Pressefreiheit dar. Der GH 
schließt sich dieser [...] Feststellung [...] an.

(200) [...] Die Untersuchungshaft des Bf. begründet 
demnach einen Eingriff in sein Recht auf Meinungsäu-
ßerungsfreiheit iSd. Art. 10 EMRK.

(201) Aus denselben Gründen weist der GH die Ein-
rede der Regierung wegen Nichterschöpfung des inner-
staatlichen Instanzenzugs im Hinblick auf die Rügen 
unter Art. 10 EMRK ab (mehrheitlich; abweichendes Son-
dervotum von Richter Ergül).

b. Zur Rechtfertigung des Eingriffs
(204) Im vorliegenden Fall bestreitet keine der Partei-
en, dass die Untersuchungshaft des Bf. auf einer gesetz-
lichen Grundlage beruhte, nämlich den einschlägigen 
Bestimmungen des StGB und der StPO.

(205) Es stellt sich sodann die Frage, ob die Ausle-
gung und Anwendung der Bestimmungen des StGB ihre 
Zugänglichkeit und Vorhersehbarkeit reduzieren kön-
nen. [...] Der GH hegt im vorliegenden Fall ernste Zwei-
fel daran, ob der Bf. seine [...] Untersuchungshaft auf der 
Basis [...] [des] StGB vorhersehen konnte. Aufgrund sei-
ner Feststellungen zur Notwendigkeit des Eingriffs befin-
det der GH jedoch, dass er diese Frage nicht zu klären hat.

(206) Was das durch den Eingriff verfolgte legitime 
Ziel anbelangt, ist der GH bereit zu akzeptieren, dass 
beabsichtigt wurde, die Ordnung aufrechtzuerhalten 
und Straftaten zu verhüten. [...]

(207) [...] Das Verfassungsgericht kam zum Schluss, 
dass die [...] Haft des Bf. nach der Äußerung seiner 
Ansichten eine schwerwiegende Maßnahme darstellte, 
die gemäß [...] der Verfassung nicht als ein notwendiger 
und verhältnismäßiger Eingriff in einer demokratischen 
Gesellschaft angesehen werden konnte. Das Gericht 
stellte fest, die betroffenen Richter hätten nicht gezeigt, 
dass die Freiheitsentziehung des Bf. einem dringenden 
gesellschaftlichen Bedürfnis diente, und hielt fest, dass 
seine Haft – soweit sie nicht auf andere konkrete Bewei-
se als seine Artikel und Kommentare  gestützt wurde – 
eine abschreckende Wirkung auf die Meinungsäuße-
rungs- und Pressefreiheit gehabt haben konnte.

(208) Unter den Umständen des Falles kann der GH 
keinen Grund erkennen, um zu einem anderen Ergeb-
nis zu kommen als das Verfassungsgericht. In diesem 
Zusammenhang verweist er auch auf seine eigenen 
Schlussfolgerungen unter Art. 5 Abs. 1 EMRK (siehe die 
Rn. 127-141 oben).

(209) Vor diesem Hintergrund bemerkt der GH, dass 
die Drittbeteiligten1 betreffend die Auslegung von Anti-
terrorgesetzgebung durch Staatsanwälte und die zustän-
digen Gerichte auf das Bestehen eines allgemeinen 
Problems in der Türkei hinwiesen. Sie brachten vor, 
Journalisten würden häufig schwerwiegenden Maßnah-
men wie Haft unterworfen, wenn sie Fragen von öffentli-
chem Interesse behandelten. Der GH hat ständig betont, 
dass die Vertragsstaaten dann, wenn die zum Ausdruck 
gebrachten Ansichten keinen Aufruf zu Gewalt darstel-
len – anders gesagt, wenn sie nicht für den Rückgriff auf 
gewaltsame Aktionen oder blutige Rache plädieren, die 
Begehung von terroristischen Akten durch ihre Anhän-

1  Das waren der Menschenrechtskommissar des Europarats, 
der UN-Sonderberichterstatter zur Meinungsfreiheit und eine 
Reihe von NGOs.
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ger rechtfertigen und dahingehend verstanden werden 
können, dass sie zu Gewalt ermutigen, indem sie tiefsit-
zenden und irrationalen Hass gegenüber speziellen Ein-
zelpersonen einflößen –, das Recht der Öffentlichkeit, 
darüber informiert zu werden, nicht beschränken kön-
nen, und zwar auch nicht mit Hinweis auf die in Art. 10 
Abs. 2 EMRK dargelegten Ziele, nämlich den Schutz der 
territorialen Unversehrtheit oder der nationalen Sicher-
heit, die Aufrechterhaltung der Ordnung oder die Verhü-
tung von Straftaten.

(210) Der GH ist bereit, die Umstände zu berücksich-
tigen, in welche die an ihn herangetragenen Fälle ein-
gebettet sind, insbesondere die Schwierigkeiten, denen 
die Türkei nach dem versuchten Militärputsch gegen-
überstand. Der Putschversuch und andere terroristische 
Akte haben eindeutig eine wesentliche Bedrohung für 
die Demokratie in der Türkei bewirkt. In diesem Zusam-
menhang misst der GH den Schlussfolgerungen des Ver-
fassungsgerichts beträchtliche Bedeutung bei, wonach 
der Umstand, dass der Versuch zu einer Zeit stattgefun-
den hatte, als die Türkei gewaltsamen Attacken von zahl-
reichen Terrororganisationen ausgesetzt war, das Land 
sogar noch verwundbarer gemacht habe. Der GH befin-
det jedoch, dass eines der grundlegenden Merkmale 
der Demokratie die Möglichkeit ist, Probleme über die 
öffentliche Debatte zu lösen. Er hat bei vielen Gelegen-
heiten betont, dass die Demokratie von der Meinungs-
äußerungsfreiheit lebt. In diesem Zusammenhang darf 
das Bestehen eines »öffentlichen Notstandes, der das 
Leben der Nation bedroht« nicht als Vorwand dienen, 
um die Freiheit der politischen Debatte zu begrenzen, 
die den Kern des Konzepts einer demokratischen Gesell-
schaft bildet. Nach Ansicht des GH müssen die Vertrags-
staaten auch in einem Ausnahmezustand [...] berück-
sichtigen, dass alle gesetzten Maßnahmen danach 
streben müssen, die demokratische Ordnung vor ihren 
Bedrohungen zu schützen, und jede Anstrengung unter-
nommen werden muss, um die Werte einer demokrati-
schen Gesellschaft wie Pluralismus, Toleranz und Auf-
geschlossenheit zu sichern.

(211) In diesem Zusammenhang erwägt der GH, dass 
die Kritik an Regierungen und die Veröffentlichung von 
Informationen, die vom Anführer eines Landes als die 
nationalen Interessen gefährdend angesehen werden, 
nicht strafrechtliche Anklagen für besonders schwe-
re Verbrechen wie die Zugehörigkeit zu einer Terroror-
ganisation oder deren Unterstützung, den Versuch des 
Umsturzes der Regierung oder der verfassungsmäßi-
gen Ordnung oder die Verbreitung terroristischer Pro-

paganda nach sich ziehen dürfen. Zudem darf auch 
dort, wo solche schwerwiegenden Anklagepunkte erho-
ben wurden, Untersuchungshaft nur als außergewöhn-
liche Maßnahme im Sinne eines letzten Auswegs ver-
wendet werden, wenn alle anderen Maßnahmen sich als 
ungeeignet erwiesen haben, die ordentliche Verfahrens-
führung in vollem Umfang zu garantieren. Andernfalls 
kann die Auslegung durch die nationalen Gerichte nicht 
als akzeptabel angesehen werden.

(212) Außerdem bringt die Untersuchungshaft von 
jemandem, der kritische Ansichten äußert, eine Reihe 
von negativen Auswirkungen mit sich, sowohl für den 
Inhaftierten selbst als auch für die Gesellschaft insge-
samt, da die Verhängung einer Maßnahme zur Freiheits-
entziehung wie im vorliegenden Fall unvermeidbar eine 
abschreckende Wirkung auf die Meinungsäußerungs-
freiheit haben wird, indem sie die Zivilgesellschaft ein-
schüchtert und abweichende Stimmen zum Verstum-
men bringt [...]. Der GH bemerkt auch, dass eine derartige 
abschreckende Wirkung ebenso dann entstehen kann, 
wenn der Häftling in der Folge freigesprochen wird.

(213) Was schließlich die Derogation durch die Tür-
kei angeht, verweist der GH auf Rn. 140 dieses Urteils. 
Da es an gewichtigen Gründen dafür fehlt, von seiner 
Beurteilung betreffend die Anwendung von Art. 15 iVm. 
Art. 5 Abs. 1 EMRK abzuweichen, befindet der GH, dass 
diese Schlüsse ebenso im Rahmen seiner Prüfung unter 
Art. 10 EMRK gültig sind.

(214) Angesichts des Vorgesagten kommt der GH zum 
Schluss, dass eine Verletzung von Art. 10 EMRK erfolgt 
ist (6:1 Stimmen; abweichendes Sondervotum von Richter 
Ergül).

VIII.  Zur behaupteten Verletzung von Art. 18 iVm. 
Art. 5 und Art. 10 EMRK

(215) Auf Basis derselben Umstände rügte der Bf. 
gestützt auf Art. 18 iVm. Art. 5 und Art. 10 EMRK, dass 
er inhaftiert worden sei, weil er kritische Ansichten über 
den Präsidenten und die Regierung geäußert habe [...].

(216) Unter Berücksichtigung der Schlussfolgerun-
gen zu Art. 5 Abs. 1 und Art. 10 EMRK erachtet es der GH 
nicht für notwendig, diese Rüge separat zu prüfen (ein-
stimmig).

IX. Entschädigung nach Art. 41 EMRK

€ 21.500,– für immateriellen Schaden (6:1 Stimmen; 
abweichendes Sondervotum von Richter Ergül).


